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AUSSTELLUNG

MASSVOLL GENIESSEN
So interessant und vielfältig die kulturhisto-
rischen Bezüge auch sind, handelt es sich bei 
Alkohol doch um ein Rauschmittel, das nicht nur 
Entspannung, Genuss und Ausgelassenheit, son-
dern auch erhebliche Gefahren mit sich bringt. 
Dennoch ist sein maßvoller Genuss allgemein 
akzeptiert. Dabei sind die Normen und Regeln 
für den Alkoholkonsum einem stetigen Wandel 
unterworfen. Ein kühles Pils zum Mittagessen 
in der Betriebskantine genießen oder Bierkästen 
im Spielzeugformat in unserem Kinderzimmer – 
was noch vor ein paar Jahrzehnten normal war, 
ist heute kaum mehr denkbar. Dennoch pflegt 
Deutschland im Vergleich zu anderen Ländern 
einen sehr liberalen Umgang mit Alkohol. Wir 
sind ein sogenanntes Hochkonsumland. In 
Deutschland beträgt der durchschnittliche Pro-
Kopf-Verbrauch im Jahr eine Badewanne voll 
alkoholischer Getränke – deutlich zu viel. Aus 
medizinischer Sicht ist Alkohol für den Körper 
schädlich: Eine gesunde oder gar gesundheitsför-
dernde Menge des Rauschmittels gibt es nicht. 
Auch aus volkswirtschaftlicher Sicht ist Alkohol 
ein sehr teures „Vergnügen“. Mehrere Milliarden 
Euro kosten die Folgen des übermäßigen Konsums 
unsere Gesellschaft jährlich. Warum trinken wir 
ihn denn dann so gern?
 Sich der schädlichen Nebenwirkungen be-
wusst, riefen bereits gegen Ende des 19. Jahrhun-
derts die Verfechterinnen und Verfechter einer 
alkoholfreien Lebensweise zum Verzicht auf, wie 
etwa Johann Weck (1841–1914). Der bekennende 
Abstinenzler erwarb das Patent zum Konservieren 
von Lebensmitteln durch Einkochen in Gläsern, 
und gemeinsam mit dem Unternehmer Georg van 
Eyck (1869–1951) gründete er 1900 im badischen 
Öflingen die Firma „J. Weck u. Co.“. Fortan war 
es möglich, auch im Winter Obst zu genießen, 
ohne auf in Alkohol eingelegte Früchte zurück-
greifen zu müssen. Ideen zum Verzicht gab und 
gibt es genug.

 Fakt ist: Alkohol löst etwas in uns aus. 
Verantwortlich dafür sind chemische Reaktionen 
in unserem Gehirn: Wenn wir ihn trinken, sind 
wir entspannter, fröhlicher und kontaktfreudiger. 
Gleichzeitig ist uns bewusst, dass die Grenze zu 
den weniger erfreulichen Folgen wie Enthem-
mung, Übelkeit oder Kontrollverlust fließend ist 
und die negativen Effekte nicht lange auf sich 
warten lassen. Womit wir wieder bei der Frage 
wären: Warum trinken wir überhaupt Alkohol?

Fabian Haack und Janina Rösch

Spielzeugset „Playmobil Klicky – 3400 Bauarbeiter Baustelle“ der Firma Geobra, 1974 
(Landesmuseum Württemberg, Foto: Hendrik Zwietasch, Bildarchiv 413211)

Einkochglas der Firma „Weck u. Co.“ mit Deckel, zweite Hälfte 
20. Jh. (Landesmuseum Württemberg, Foto: Hendrik Zwietasch, 
Bildarchiv 413210)

300 JAHRE EINWANDERUNG NACH UNGARN – 
DAS UNGARISCHE LANDTAGSGESETZ VON 1722/23 

Simpert Niggl (1654–1711), Abt der Benediktiner-
abtei Neresheim, der den kaiserlichen Gesandten 
Graf Wolfgang von Oettingen-Wallerstein von 
1699 bis 1701 nach Istanbul begleitet hatte, 
kam auf seiner Rückreise im Januar 1701 durch 
ein zimblich grosses[s] und mit lauter Schwaben 
besetzt[s] Dorff, wie er berichtete. Das beschrie-
bene Dorf, Haraszti, heute Dunaharaszti, lag 
südlich der Stadt Pest (heute Budapest). Bei 
seiner Anreise 1699 hatte Niggl das Dorf noch 
nicht erwähnen können. Die ungarischen Dorfbe-
wohner waren nämlich 1686 geflohen, als Ofen, 
das auf der anderen Seite der Donau lag, von den 
christlichen Heeren belagert wurde und erst nach 
drei Monaten mit militärischer Hilfe aus Europa, 
darunter den Truppen des Schwäbischen Reichs-
kreises, von der osmanischen Herrschaft befreit 
werden konnte. Im Jahr 1701 lebten in Haraszti 
an der Donau 39 Familien aus dem Gebiet des 
Hochstifts Augsburg sowie aus der Gegend 
zwischen Zwiefalten, Obermarchtal, Biberach 
und Schussenried. Sie waren im Namen des Hof-
kriegsratspräsidenten Prinz Eugen von Savoyen, 
dem das Dorf seit 1697 gehörte, von Christof 
Vorster, einst General-Proviantmeister der kaiser-
lichen Armee, angesiedelt worden. Ihr Ortsvor-
steher war Johann Reutter aus Obermarchtal.

 Dunaharaszti war kein Einzelfall. Seit der 
Befreiung Ungarns von der mehr als 150 Jahre 
währenden osmanischen Herrschaft Ende des 
17. Jahrhunderts waren viele Menschen entlang 
der Donau auf der Suche nach einem besseren 
Leben. Die von Ulm aus schiffbare Donau bot 
ihnen einen schnellen und sicheren Transportweg, 
und so war es nicht verwunderlich, dass sich die 
ersten deutschen Einwanderer aus Süddeutsch-
land in Orten an der Donau oder in der Nähe des 
Flusses niederließen.
 Als im Winter 1711/12 in dem durch den Spa-
nischen Erbfolgekrieg (1701–1714) geschwächten 
Oberschwaben eine Hungersnot ausbrach und 
den Aufzeichnungen zufolge die Hungernden 
sogar Gras essen mussten, suchten im Frühjahr 
1712 rund 14.000 Menschen aus den oberschwä-
bischen und benachbarten württembergischen 
Orten ihr Glück in Ungarn. Doch schon im Juli 
desselben Jahres wendete sich das Blatt, denn 
die Auswanderer, die über keine eigenen Mittel 
zur Einrichtung eines selbständigen Bauernho-
fes verfügten, zogen bettelnd durch das Land. 

Friedrich Bernhard Werner: Preßburg, Kupferstich, 1735 
(Wikimedia Commons) 
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in der Proposition, die den Ständen vorgelegt 
wurde, die Zunahme der Bevölkerung als vor-
rangiges Ziel benannt. Um dieses zu erreichen, 
wurden zwei Wege vorgeschlagen: zum einen die 
Umsiedlung von inländischen Untertanen aus den 
dichter besiedelten Gebieten des Landes in die 

A. J. Groitsch: Das Unterhaus des Landtages in Pressburg, Kupferstich, 1837 (Wikimedia Commons)

werden uns nur so lange Ausgaben bedeuten, bis 
sie nicht angesiedelt sind, doch angesiedelt wer-
den sie mehrere Tausend [Gulden] wert sein […].  
 Die Grundbesitzer in Mittel- und Südungarn, 
die sich zum Ziel gesetzt hatten, ihre Dörfer und 
Städte nach den Befreiungskämpfen so schnell 
wie möglich wieder aufzubauen, konkurrierten  
miteinander um Arbeitskräfte. Nicht selten ver-
suchten sie sogar, deutsche Einwanderer, die von 
benachbarten Grundbesitzern ins Land geholt 
worden waren, mit dem Versprechen auf bessere 
Bedingungen abzuwerben. Auch Migranten, die 
auf eigene Faust einwanderten, konnten mit 
den Grundherren bessere Siedlungsbedingungen 
aushandeln. 
 Auf dem Landtag in Pressburg 1722/23 
fassten die Stände mehrere Beschlüsse über die 
Besiedlung der verödeten Gebiete im Lande, die 
durch die anschließende königliche Bestätigung 
1723 Gesetzeskraft erlangten. Eine führende 
Rolle bei der Ausarbeitung dieser Gesetzesartikel 
spielte Károlyi, der in den Jahren 1722/1723 sehr 
aktiv in der parallel zum Landtag arbeitenden 
„Systematica Commissio“ mitwirkte. Die Kommis-
sion hatte unter anderem die Aufgabe, die wirt-
schaftliche Neuordnung des Landes in Angriff zu 
nehmen. Károlyi hatte bereits seit 1714 vielfältige 
Erfahrungen mit der Anwerbung und Ansiedlung 
von Deutschen gemacht und befürwortete deren 
Niederlassung als Voraussetzung für die wirt-
schaftliche Entwicklung des Landes. Daher wurde 

Als dann auch noch die Pest ausbrach, befahl 
Kaiser Karl VI. (als ungarischer König Karl III., reg. 
1711–1740) den Reichskreisen, ihre Untertanen in 
ihre Heimatstädte zurückzuführen. Der Schwä-
bische Reichskreis leitete die Rückkehr von etwa 
400 Untertanen in die Wege.  
 Spätestens dieser Auswanderungsversuch 
lenkte die Aufmerksamkeit der Grundbesitzer in 
Ungarn auf die deutschen Bauern und Handwer-
ker als potentielle Arbeitskräfte. Einige von ihnen 
sandten deshalb in den folgenden Jahren mit 
Genehmigung der Regierung in Wien Anwerber 
nach Süddeutschland, wie etwa der Erzbischof 
von Kollotschau/Kalocsa, der jahrzehntelang 
Auswanderer aus Zwiefalten und den Dörfern am 
Bussen für seine Güter in der nördlichen Batschka 
anwarb. Im ostungarischen Komitat Sathmar/
Szatmár entstand sogar ein oberschwäbisches 
Siedlungsgebiet mit 28 Dörfern, weil die Gra-
fenfamilie Károlyi drei Generationen lang um 
katholische Schwaben warb und dafür keine 
Kosten scheute. Bereits im Frühjahr 1712 wandte 
sich Alexander/Sándor Károlyi an die ungarische 
Hofkanzlei und den Hofkriegsrat mit der Bitte, 
auf seinen durch Kriege dezimierten Gütern Sied-
ler aus dem römisch-deutschen Reich ansiedeln 
zu dürfen. Über seine Beweggründe schrieb er 
1714 an seine Frau aus Pressburg, der damaligen 
ungarischen Hauptstadt, wo er sich als politisch 
aktiver Mann häufig aufhielt und manchmal 
Einwanderer persönlich empfing: [Die Schwaben] 

unterbevölkerten Gebiete, und zum anderen die 
Einladung ausländischer Kolonisten. Der König als 
römisch-deutscher Kaiser sollte gebeten werden, 
Auswanderern aus seinen Ländern die Einwande-
rung nach Ungarn zu gestatten.  
 Die Vorschläge der Kommission wurden fast 
wörtlich in die Landtagsgesetze aufgenommen. 
So hieß es im Gesetzesartikel 103/1723: Seine 
durchlauchtigste Majestät wird gnädig bewilligen, 
dass jede freie Person in das Land gerufen werden 
kann, die von allen öffentlichen Steuern für sechs 
Jahre zu befreien ist, und dass diese Freiheit 
im ganzen Land verkündet werden kann. Dass 
Patente im Heiligen Römischen Reich und auch in 
anderen benachbarten Ländern und Provinzen zu 
diesem Zweck Seiner Heiligen Majestät verkündet 
werden, die Seine Majestät zusammen mit den 
Ständen des genannten Heiligen Reiches und der 
benachbarten Länder und Provinzen prüfen wird. 
Gesetzesartikel 117/1723 sah wiederum die freie 
Einwanderung von Handwerkern vor, die fünf-
zehn Jahre lang von öffentlichen Abgaben befreit 
werden sollten.
 Die gesetzlichen Bestimmungen zur Einwan-
derung bildeten eine allgemeine Rechtsgrundlage, 
schufen aber keinen institutionellen Rahmen für 
eine umfassende Siedlungspolitik. Zwar erhielten 
die Einwanderer die gesetzlich vorgesehenen 

Generalreskript Herzog Eberhard Ludwigs von Württemberg betr. die 
Auswanderung nach Ungarn (Veröffentlichung eines Patents des Schwäbischen 
Kreises vom 28.08.1724), 2. Dezember 1724 (HStA Stuttgart A 39 Bü 25a)
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Stefan Jäger: Die Einwanderung der Deutschen, 1910, Triptychon (Öl), hier rechte Seite: 
Ankunft (Adam Müller-Guttenbrunn-Haus, Timiͤoara, Foto: Walter Konschintzky)

Steuerbefreiungen und darüber hinaus überall 
kostenlos landwirtschaftliche Flächen zur Bear-
beitung, doch wurden ihre grundherrschaftlichen 
Dienste und ihre Rechte jeweils durch Verträge 
mit den einzelnen Grundbesitzern geregelt.  
 Kaiser Karl VI. wandte sich 1724 in einem per-
sönlichen Schreiben an ausgewählte katholische 
und evangelische Fürsten im römisch-deutschen 
 Reich und bat sie um die Entlassung ihrer aus-
wanderungswilligen Untertanen nach Ungarn und 
in das bis 1777 noch direkt von Wien aus regierte  
Kameralland Banat. Die Kolonisationspatente 
Maria Theresias (1740–1780) von 1763 und 1772 
und das Ansiedlungspatent Kaiser Josephs II. 
(1765–1790) von 1782 waren ebenfalls wichtige 
Schritte vor allem in der Besiedlung der staat-
lichen Gebiete in der Batschka und im Banat. Im 
18. Jahrhundert kamen auch Einwanderer aus 
Italien und Spanien nach Ungarn, allerdings nicht 
als mit Patenten angeworbene Siedler. Neben den 
gezielt ins Land geholten Siedlern oder Fachkräf-
ten fanden auch Einwandernde aus den damals 
noch von den Osmanen besetzten serbischen und 
rumänischen Gebieten, die auf eigene Initiative 

kamen, Aufnahme. Die Einwanderer waren als 
Arbeiter, Konsumenten und Soldaten willkommen, 
denn wie überall im 18. Jahrhundert basierten 
auch in Ungarn Wirtschaft und Politik auf einem 
kontinuierlichen Bevölkerungswachstum.
 Betrachtet man die Auswanderung der 
Deutschen im 18. Jahrhundert, so war Ungarn 
mit etwa 300.000 bis 400.000 Einwanderern aus 
dem Alten Reich eines der wichtigsten Einwan-
derungsgebiete für Deutsche. Als Bauern und 
Handwerker waren sie im historischen Ungarn 
überall geschätzt, denn sie brachten nicht nur 
neues Wissen, sondern meist auch ein eigenes 
größeres oder kleineres Startkapital mit. So kann 
das vor 300 Jahren erlassene ungarische Einwan-
derungsgesetz, das sich vor allem an Deutsche 
richtete, als ein Beispiel für die Problemlösung in 
der ständisch-merkantilistischen Gesellschaft der 
frühen Neuzeit gesehen werden.

Marta Fata
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VOR DREIHUNDERT JAHREN GEBOREN: PHILIPP FRIEDRICH 
VON RIEGER, GEHEIMER KRIEGSRAT IM HERZOGTUM 
WÜRTTEMBERG WÄHREND DES SIEBENJÄHRIGEN KRIEGES

Rieger war ein hochintelligenter Mensch mit 
vielen Begabungen und beachtlicher Bildung. 
Der Veranlagung nach war er ein zupackender 
Managertyp. Nach einem Studium der Jurispru-
denz an der Universität Tübingen begann Rieger 
eine Militärkarriere, zunächst in preußischen 
Diensten als Auditeur (Militärrichter). Er nahm 
am Zweiten Schlesischen Krieg (1744–1745) teil, 
wo er sein glänzendes Organisationstalent und 
seine hohe Einsatzfreude erstmals nachdrücklich 
unter Beweis stellte. Später kehrte Rieger nach 
Württemberg zurück und heiratete eine Tochter 
des Oberhofpredigers Ludwig Eberhard Fischer. 
Auf Empfehlung seines Schwiegervaters, der dem 
inneren Zirkel Herzog Carl Eugens angehörte, 
erhielt Rieger eine Stelle als Hauptmann und 
Quartiermeister beim Dragoner-Regiment des 
Schwäbischen Reichskreises. Doch befriedigte 
ihn eine Tätigkeit auf der Reitbahn nicht. Als der 
jüngere, in französischen Militärdiensten ste-
hende Bruder Carl Eugens, Herzog Ludwig Eugen 
von Württemberg, zu Beginn des Siebenjährigen 
Krieges an der Eroberung der damals britischen 
Mittelmeerinsel Menorca mitwirkte, finden wir 
Rieger als Adjutant an seiner Seite. 
 Nach der Rückkehr nach Schwaben eröffne-
te sich dem inzwischen in mehreren Feldzügen 
bewährten Philipp Friedrich Rieger die Chance 
seines Lebens. Herzog Carl Eugen stand im 
Frühjahr 1757 politisch erheblich unter Druck.  
Durch die Ausweitung der Kriegshandlungen, die 
in Mitteleuropa im Spätsommer 1756 mit dem 
Überfall Preußens auf Sachsen begonnen hatten, 
war er gezwungen, in kürzester Zeit kriegstaug-
liche Truppen aufzustellen. Da im Januar 1757 
der Reichskrieg gegen Preußen erklärt worden 
war, galt es zum einen, das württembergische 
Kontingent für den Schwäbischen Reichskreis 
rasch auf Kriegsstand zu bringen. Die Lage war 
deswegen besonders brisant, weil Herzog Carl 
Eugen sich zum anderen Frankreich gegenüber 
verpflichtet hatte, im Kriegsfall Soldaten für das 
französische Heer zu stellen. Bereits 1752 hatte 
er in einem Subsidienvertrag 3.000 Mann zuge-
sagt. Dieses Kontingent erhöhte sich durch einen 
neuen, im März 1757 geschlossenen Kontrakt auf 
6.000 Mann. Mit dem Eintritt Frankreichs in den 
Siebenjährigen Krieg im Mai 1757 trat der Ver-
tragsfall bereits wenige Wochen nach Abschluss 

Sein Leben glich einer Achterbahnfahrt. Philipp 
Friedrich Rieger, ehrgeiziger Spross einer Pfarrers-
familie, stieg in kurvenreicher Bewegung hoch 
hinauf, war schließlich als Schlüsselfigur in der 
Regierung Herzog Carl Eugens der fürstlichen 
Sonne ganz nah – und stürzte anschließend jäh 
in den Abgrund. Mehrere Jahre schmachtete er 
im Verließ auf dem Hohentwiel. Doch führte ihn 
die wilde Fahrt seines Lebens wieder in luftigere 
Höhen. Rieger wurde vom Herzog rehabilitiert, 
erhielt eine Vertrauensstellung und starb schließ-
lich als geachteter Mann. Kein geringerer als 
Friedrich Schiller, dessen Taufpate er war, setzte 
der wechselvollen Vita Riegers 1789 in seiner 
Erzählung „Spiel des Schicksals“ ein literarisches 
Denkmal. Heute ist Philipp Friedrich Riegers 
von märchenhaftem Aufstieg und tiefem Fall 
gekennzeichneter Lebensweg weitgehend in 
Vergessenheit geraten. Riegers Biografie ist 
jedoch nicht nur spektakulär, sondern gewährt 
auch bemerkenswerte Einblicke in die Funktions-
weise württembergischer Politik in der Mitte des 
18. Jahrhunderts.
 Philipp Friedrich Rieger erblickte am 1. Ok-
tober 1722 in Stuttgart als Sohn des pietis-
tischen Pfarrers und späteren Superintenden-
ten Georg Konrad Rieger und dessen Ehefrau 
Regina Dorothea das Licht der Welt. Bereits in 
der Jugend traten seine hohen Anlagen hervor. 

Porträt Philipp Friedrich von Riegers, 
Ölgemälde (Wikipedia)
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